% Bundesamt
fiir Migration

und Fliichtlinge

Evaluierungsbericht

Aufnahmeverfahren fir jidische
Zuwanderer aus der ehemaligen
Sowjetunion

mit den Schwerpunkten:
Integrationsprognose (IP) mit Punktekatalog
Zweitantragsproblematik bei abgelaufenen
Aufnahmezusagen (AZ)

Stichtag: 31.12.2008







Evaluierungsbericht

Aufnahmeverfahren fir jidische
Zuwanderer aus der ehemaligen
Sowjetunion

mit den Schwerpunkten:
Integrationsprognose (IP) mit Punktekatalog
Zweitantragsproblematik bei abgelaufenen
Aufnahmezusagen (AZ)



11

1.2

13

31
3.2

41
4.2

43
4.4

4.5
4.6

4.7

5.1
5.2

53
54

5.5

Das Aufnahmeverfahren fiir jiidische Zuwanderer bis zum Inkrafttreten

des Zuwanderungsgesetzes
Das Aufnahmeverfahren ab Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes

Ziele des Aufnahmeverfahrens

Verfahrensablauf bei Ubergangsfillen 11 (Ull)

Verfahrensablauf bei Neufallen

Einreisezahlen

Antragszahlen beim BAMF

Entscheidungszahlen beim BAMF (Stand 31.12.2008)

Entscheidungszahlen zu den bis 31.12.2008 erstellten Integrationsprognosen
fiir Oll- und Neufille

Hauptherkunftslander
Altersstruktur der Antragsteller

Ausbildung

Beschluss des Beirats vom 01.07.2008 zur Evaluierung des Aufnahmverfahrens

Ziel der Evaluierung des Aufnahmeverfahrens

MaRnahmen im Rahmen der Evaluierung

Fragestellungen nach einem Jahr Aufnahmeverfahren
Evaluierung der Integrationsprognose (IP) mit Punktekatalog
5.5.1 Rechtsgrundlage

5.5.2 Kriterien des Punktekatalogs

5.5.3 Methodik der Evaluierung

5.5.4 Auswertung

5.5.5 Handlungsempfehlungen

10

11
1
12
12

12
12
12
12

13
13
13
13
14
14
14
14
14
15
22



5.6 Evaluierung der Zweitantragsproblematik bei abgelaufenen Aufnahmezusagen (AZ)

5.7

6.1
6.2

6.3

6.4

5.6.1 Rechtsgrundlage

5.6.2 MethodikderEvaluierung

5.6.3 Auswertung

5.6.4 Handlungsempfehlungen

Evaluierung der Nachweispriifung der jiidischen Nationalitat
5.71 Rechtsgrundlage

5.7.2 MethodikderEvaluierung

5.7.3 Auswertung

5.7.4 Handlungsempfehlungen

Allgemeines zur Evaluierung des Aufnahmeverfahrens

Integrationsprognose mit dem Punktekatalog

6.2.1 Ergebnis

6.2.2 Handlungsempfehlungen

6.2.3 Umsetzung der Handlungsempfehlungen
Zweitantragsproblematik bei abgelaufenen Aufnahmezusagen
6.3.1 Ergebnis

6.3.2 Handlungsempfehlungen

6.3.3 Umsetzung der Handlungsempfehlungen

Nachweis der jiidischen Nationalitat

6.4.1 Ergebnis

6.4.2 Handlungsempfehlungen

23
23
23
23
26
27
27
27
27
29

30
30
30
30
31
31
31
31
32
32
32
32
33



Am 09.01.1991 beschloss die Ministerpréasidentenkon-
ferenz in Abstimmung mit dem Bundeskanzler

und dem Prasidenten des Zentralrats der Juden (Zd]),
die Einreise judischer Zuwanderer aus der ehema-
ligen Sowjetunion, in entsprechender Anwendung
des Gesetzes iiber MaBnahmen fiirim Rahmen
humanitarer Hilfsaktionen aufgenommene Fliicht-
linge (HumHAG) zu ermdglichen.

Das Verfahren wurde in Zusammenwirken mitden
Landern durch das Auswértige Amt (AA), iber die
Auslandsvertretungen (AV) in den Herkunftsldndern
der ehemaligen Sowjetunion durchgefiihrt. Antrags-
berechtigt waren Personen, die ihre jiidische Na-
tionalitdt durch geeignete Urkunden dokumentieren
konnten. Nichtjidische Ehegatten und im Haushalt
lebende Kinder durften mit einreisen. Ausge-
schlossen von diesem Aufnahmeverfahren waren
rechtskraftig verurteilte Straftater und Personen die
eine ,systemerhaltende Funktion® ausgetibt hatten.

Die von Mitarbeitern des AA vollstdndig gepriiften
Antrdge wurden an das Bundesverwaltungsamt
(BVA) weitergeleitet, das fur die Verteilung auf die
Liander nach dem Kénigsteiner Schliissel und die
Versendung der von den Landern erteilten Aufnah-
mezusagen (AZ) an die AV zustandig war. Innerhalb
eines Jahres nach Erhalt der Zusage mussten die
Antragsteller ein Einreisevisum fiir Deutschland
beantragen, danach erlosch die AZ. Einer erneuten
Antragstellung stand nichts im Wege.

Ab 01.01.2003 wurde die Durchfiihrung des bis
dahin vom BVA durchgefiihrten Verteilverfahrens
dem Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge
(BAMF) Uibertragen.

Mit den Beschliissen vom 23./24.06.2005 und vom
18.11.2005 (Anlagen 1und 2) wurde die Neurege-
lung des Verfahrens durch die Stdndige Konferenz
der Innenminister und -senatoren (IMK) festgelegt.
Am 24.05.2007 trat der gednderte § 23 Abs. 2
Aufenthaltsgesetz (AufenthG) als Rechtsgrundlage
fur die Neuregelung der Aufnahme und Verteilung
der judischen Zuwanderer, sowie die auf den
Beschlissen der IMK beruhende Anordnung (AO)
des Bundesministeriums des Innern (BMI) in

Kraft (Anlage 3). Die Zustéandigkeit fiir die Entschei-
dungen iiber die sog. Ubergangsfille I (Antrag-
stellung zwischen dem 01.07.2001 und dem
31.12.2004 ohne Zustellung einer AZ) und fir Neu-
falle (Antragstellung ab 01.01.2005) ging zusétzlich
zur bereits seit 2003 bestehenden Zustandigkeit
fur das Verteilverfahren von den Landern auf das
BAMF ber.



Waéhrend das Aufnahmeverfahren bis zum Inkraft-
treten des Zuwanderungsgesetzes neben der
Starkung des jiidischen Lebens in Deutschland vor-
nehmlich humanitére Aspekte und Familienzu-
sammenfihrung im Blick hatte, ist ein wesentliches
zusétzliches Ziel des neu geregelten Aufnahme-
verfahrens die Steuerung der Zuwanderung unter
Berticksichtigung der Integrationsmoglichkeiten in
den Liandern und Kommunen. Die Integration der
Zuwanderer sowohl in die jidischen Gemeinden

als auch in die deutsche Gesellschaft soll gefordert
werden. Aufnahmevoraussetzungen wie eine
positive Integrationsprognose, Grundkenntnisse
der deutschen Sprache und die Aufnahmemaoglich-
keitin einer jiidischen Gemeinde sollen die Zieler-
reichung gewéhrleisten. Den humanitiren Zielen
soll durch Ausnahmeregelungen fiir Opfer des
Nationalsozialismus, Beriicksichtigung der Fami-
lienzusammenfiihrung und Hartefallregelungen
Rechnung getragen werden.
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Voraussetzungen des neu
geregelten Aufnahmeverfahrens fir
judische Zuwanderer

Die Voraussetzungen des neu geregelten Aufnahme- aus der beiliegenden Anordnung des BMIvom
verfahrens fur jidische Zuwanderer ergeben sich 24.05.2007 (Anlage 3).



Vorbemerkung: 14 AV sind fiir die Antragsannahme

zustdndig. An 4 Botschaften (Kiew, Moskau, St.
Petersburg und Taschkent) unterstiitzt das BAMF die
AV personell.

Das Verbindungspersonal berét die Antragsteller um-

fassend bei der Antragsabgabe zu allen auftre-

tenden Verfahrensfragen sowie den vorzulegenden

Unterlagen.

Der Verfahrensablauf stellt sich wie folgt dar:

1

Abgabe der zwischen dem 01.07.2001 und dem
31.12.2004 gestellten Antrdge, bei denen nicht vor
dem 01.01.2005 eine AZ zugestellt wurde, durch
die Ldnder an das BAMF

. Priifung des Datums der Antragstellung, Regis-

trierung als Ull-Fall, zentrale Aktenanlage und
Aktenfihrung beim BAMF

. Anschreibeaktion mit Ubermittlung der erfor-

derlichen Unterlagen und Informationen zur
gednderten Rechtslage an die betroffenen

UII - Antragsteller im Jahr 2007 durch das BAMF
mit Zustellung durch die Botschaften

. Anforderung der RiickduBerung mit Vorlage der

geforderten Unterlagen in der zustdndigen AV bis
spatestens 30.06.2008

. Bei Fristversdumung: Einstellung des Verfahrens

. Beifristgemé&Ber (personlicher) Abgabe in der

zustdndigen AV: Antragsannahme, Prifung der

8.

9.

10.

Unterlagen auf Vollstédndigkeit und Echtheit und
Beratung der Antragsteller zu Verfahrensfragen

Weiterleitung der Antrdge mit den Selbstaus-
kinften und geforderten Nachweisen sowie der
beglaubigten Kopien und der Ubersetzungen der
Dokumente durch die AV an das BAMF

Bearbeitung der Antrdage beim BAMF:

Prifung von zwingenden Ausschlussgriinden
Priifung der Aufnahmevoraussetzungen

Priifung von geltend gemachten Hartefdllen
bei Sprachzertifikat und

Integrationsprognose (IP) oder Ausnahmerege-
lungen fiir NS-Opfer

Falls kein Hartefall, Erstellung der IP

Falls positive IP, Einholung eines Gutachtens der
Zentralwohlfahrtsstelle (ZWST), ggf. unter
Einbindung der Union Progressiver Juden (UP])

Bei Vorliegen aller Aufnahmevoraussetzungen,
Erteilung der AZ durch positiven Bescheid

des BAMF unter Angabe der Verteilung auf die
Lander nach dem fiir die Verteilung der Asyl-
bewerber festgelegten Konigsteiner Schlissel
(bei UlI-Fillen wurde die Verteilung in der Regel
bereits durch die Lander festgelegt)

Zustellung der AZ an die Antragsteller tiber die
AV durch personliche Aushdndigung des
Originalbescheides gegen Empfangsbekenntnis
oder ggf. an Verfahrensbevollmachtigten in
Deutschland



11.

12.

13.

14.

15.

Visumerteilung durch die AV bei Beantragung
innerhalb eines Jahres bzw. Verldngerung bei
triftigem Grund

Erteilung der Niederlassungserlaubnis bei
selbststdndigem Antragsrecht bzw. Erteilung der
Aufenthaltserlaubnis fiir im Familienverbund
Eingereiste und Gestattung der Arbeitserlaubnis
durch die zustédndige Ausldnderbehérde nach
Einreise

Bei ablehnendem Bescheid oder Einstellung
wegen Riicknahmefiktion ebenfalls Zustellung
uber die AV an die Antragsteller oder an Ver-
fahrensbevollméchtigten in Deutschland

Ggf. Durchfiihrung des Klageverfahrens vor dem
Verwaltungsgericht Ansbachin 1. Instanz.
(Antragsteller betreiben Verpflichtungsklagen
aus dem Ausland oder im Inland durch Verfah-
rensbevollméchtigten)

Fiuhren einer Statistik durch das BAMF zu den
durch die Lander fiir Ul-Fille (Ubergangsflle I:
vor dem 01.07.2001 gestellte Antrdge ohne
Erteilung einer AZ vor dem 01.01.2005) und das
BAMEF fiir Ull-Fille erteilten AZ und die je-
weiligen nachfolgenden Einreisen in die Ldnder
aufgrund deren Meldungen

Nach abschlieBender Erledigung der Ul-Félle durch

die Lander, Datenmigration in die neue Statistik des
BAMEF (MIDAS) ohne die Einreisen
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. Antragstellung beim BAMF durch personliche

Abgabe der Antragsunterlagen in den AV der
Herkunftslander (HL)

. Antragsannahme unter Beratung der Antrag-

steller zum Verfahren und Priifung der ein-
gereichten Unterlagen auf Vollstdndigkeit und
Echtheit durch die AV

. Weiterleitung aller Unterlagen an das BAMF zur

zentralen Priifung und Entscheidung, dabei
Aktenanlage und Aktenverwaltung

. Bearbeitung der Antrage beim BAMF:

Priifung von zwingenden Ausschlussgriinden
Prifung der Aufnahmevoraussetzungen

Priifung von geltend gemachten Hértefdllen
beim Sprachzertifikat oder Ausnahmeregelung
fiir NS-Opfer

Bei positiver IP Einholung der gutachterlichen
Stellungnahme der ZWST ggf. unter Einbin-
dung der UP]

. Falls positives Gutachten, Verteilung nach dem

Konigsteiner Schliissel unter Bertiicksichtigung
von Verteilungswiinschen der Antragsteller

. Das weitere Verfahren entspricht Nr.10-14 bei

Ull-Fillen

. Fithren der Statistik MIDAS zu UII- und Neuféllen

durch das BAMF



Laut Auskunft der ZWST haben die 112 jiidischen Hinzu kommen 8.535 Personen, die vor Beginn bzw.

Gemeinden etwa 106.000 Mitglieder; hinzu auBlerhalb des geordneten Verfahrens bis zum
kommen 25 Gemeinden der UP] mit ca. 3.000 Mit- Stichtag 10. November 1991 eingereist waren, mithin
gliedern. sind insgesamt 210.662 Personen eingereist.

Seit1990 sind iiber 200.000 Personen eingereist; bis
2004 ca.15.000 pro Jahr.

gemal Aufnahmezusage

Jahr . .
eingereiste Personen
1989-1992 nicht erfasst
1993 16.597
1994 8.811
1995 15.184
1996 15.959 @
2
1997 19.437 S G
=
5 %
1998 17.788 < ]
S o
1999 18.205 S =
1z
2000 16.538 R
2001 16.71
2002 19.262
2003 15.442
2004 1.208
2005 5.968 e
g (&)
2006 1.079 ouw 3
TSN
c < ~
2007 2.502 DeEe
3 =
2008 1.436 N
Summe 202.127

Ll



12

UlI-Antrige: ca. 8300 mit ca. 16.000 Personen,
davon ca. 5.000 mit ca. 11.000 Personen ohne
Weiterbetreibung durch die Antragsteller

Neuantrége seit 01.01.2005 - 31.12.2008: 1.030 mit
1.460 Personen

Neuantréage 2008: 294 mit 418 Personen

Entschiedene UlI-Fille: 868 Antréige mit 1.363 Per-
sonen, davon 489 Aufnahmezusagen

Entschiedene Neufélle: 147 Antrdge mit 184 Per-
sonen; davon 97 Aufnahmezusagen

Insgesamt 422 positive IP, davon 130 mit Ermessen

Insgesamt 439 negative IP

Ukraine (47 %) und Russland (33%).

Alter Prozent
0-18 Jahre 15,9
19-30 Jahre 16,0
31-45 Jahre 24,5
46-60 Jahre 22,9
Uber 60 Jahre 20,8
Summe 100

Aufgrund der Angaben der Zuwanderer zu ihrer
Bildungs- und Berufsqualifikation zeigt sich, dass
etwa 50% eine akademische Ausbildung haben.
Trotz dieses tiberdurchschnittlich hohen Anteils an
Akademikern gestaltet sich die berufliche Integra-
tion relativ schwierig, da die Qualifikationen und
Abschlisse auf dem Arbeitsmarkt teilweise nicht

anerkannt werden.



Der Beirat Jiidische Zuwanderung, bestehend aus
Vertretern von AA, BAMF, Ldndern sowie des Zd]
und der UP] wurde unter dem Vorsitz des BMI
aufgrund des IMK-Beschlusses vom 18.11.2005 ein-
gerichtet. Der durch einen Geschéftsfithrenden
Ausschuss (GA) unterstiitzte Beirat hat insbesondere
die Aufgabe, das Aufnahmeverfahren vorzube-
reiten, zu begleiten und zu tiberprifen unter
Berticksichtigung der Aufnahme- und Integrations-
moglichkeiten der Lainder und Kommunen sowie
derjudischen Gemeinden.

Er sollte Kriterien fiir die Prognoseerstellung und
fur Hartefallentscheidungen entwickeln und
fachliche Beratung durchfiihren. Der Beirat kann
Empfehlungen zur Durchfithrung des Aufnahme-
verfahrens und Stellungnahmen abgeben.

Der Beirat hat in seiner zweiten Sitzung im Mai 2006
empfohlen, fir die Erstellung der Integrationspro-
gnose nach Nr. 2 der Anlage zum IMK-Beschluss vom
23./24.Juni 2005 den Punktekatalog zu verwenden
(Anlage 5). Das Aufnahmeverfahren war zunéchst
furein Jahr zu erproben und dann zu evaluieren, um
ggf. erforderliche Anpassungen vornehmen

zu konnen. In der dritten Beiratssitzung im Juli 2008
wurde dazu als Stichtag der 31. Dezember 2008
festgelegt.

Durch Feststellung des Ist [ Sollzustandes soll die
Zielerreichung des Aufnahmeverfahrens (s. unter1.3)
und die ZweckmaéBigkeit des Verfahrensablaufes

in einer Gesamtwiirdigung tiberpriift und ggf.
Anderungs- oder Optimierungsbedarf festgestellt
werden. SchwerpunktmaBig befasst sich diese
Evaluierung mit der IP und dem Punktekatalog
sowie der Zweitantragsproblematik.

Quantitative und qualitative Auswertung der vom
BAMEF getroffenen Entscheidungen

Quantitative und qualitative Auswertung der Kla-
gen, Petitionen bzw. bereits ergangener Gerichts-
entscheidungen

Auswertung der beantworteten Fragestellungen
zuden Aufnahmevoraussetzungen und dem Ver-
fahrensablauf, mit denen das BAMF an die
Mitglieder des Geschéaftsfiihrenden Ausschusses
(GA) herantritt

Analyse der Auswertung durch Feststellung des
Ist/Soll-Zustandes im Hinblick auf die Zieler-
reichung des Aufnahmeverfahrens

Darstellung der Ergebnisse der Evaluierung und
ggf. Formulierung von Anderungsvorschligen
und Handlungsempfehlungen in Berichtsform
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Der als Anlage beiliegende Fragebogen enthélt die
schwerpunktmaBigen Fragestellungen, die sich dem
BAMF nach einem Jahr Durchfiihrung des neuen
Aufnahmeverfahrens stellten. Er wurde an die Mit-
glieder des GA (Zd], UPJ], AA, Senat firr Inneres und
Sport Berlin, Bayerisches Staatsministerium des
Innern, Innenministerium des Landes Schleswig-Hol-
stein, Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern)
sowie an die ZWST und an die Israelitische Kultus-
gemeinde Minchen und Oberbayern (IKG Miinchen)
elektronisch ibermittelt. Insgesamt wurden neun
Fragebogen ausgefiillt an das BAMF zuriickgesandt,
die zur Auswertung herangezogen wurden.

GemdB Ziff. INT. 2b des IMK-Umlaufbeschlusses vom
18.11.2005, umgesetztin Ziff. INT. 2b der AO des BMI
vom 24.05.2007, wird von den jiidischen Zuwande-
rern erwartet, dass sie zur Sicherung des Lebens-
unterhaltes nicht dauerhaft auf Leistungen nach
dem Zweiten oder Zwolften Buch Sozialgesetzbuch
angewiesen sind und somit eine eigenstdandige
Sicherung des Lebensunterhaltes gewédhrleisten
konnen. Die Familienzusammenfiihrung soll dabei
ermoglicht werden.

GemdB Ziff. INT. 6 der AO des BMI konnen UII-An-
tragsteller bei der Erstellung der IP Hartefélle
geltend machen. Ein Hartefall wird hier angenom-
men, wenn die Versagung der AZ wegen einer nega-
tiven IP unter Berticksichtigung der personlichen
und familidren Lebenssituation der Antragsteller
zu einer unangemessenen Harte fihren wiirde, die
mitdem Zweck der Aufnahmeregelung als nicht
vereinbar erscheint.

Zur Ermittlung dieser Voraussetzung wird die IP mit
Hilfe eines Punktekatalogs auf der Basis einer
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Selbstauskunft der Antragsteller erstellt. Dieser
Punktekatalog wurde auf Vorschlag des BAMF durch
Beschluss des Beirats Judische Zuwanderung im Mai
2006 fiir das Aufnahmeverfahren empfohlen. Er
dient als Bewertungsma@stab fir die Erstellung der
IP und enthéalt Kriterien, die die Integrations-
moglichkeiten der Antragsteller beleuchten. Indi-
katoren, die auf ein hohes Integrationspotenzial
hinweisen, sind im Wesentlichen geringes
Lebensalter, die Qualifikation und deutsche Sprach-
kenntnisse.

Alter: maximal 15 Punkte erreichbar fiir 30-jdhrige
bzw. Jingere

Sprache: maximal 25 Punkte erreichbar

Qualifikation: maximal 30 Punkte erreichbar plus
10 Bonuspunkte fiir in Deutschland erworbene
Qualifikationen

Familidres Umfeld: maximal 20 Punkte erreichbar

Weitere Kriterien: 15 Punkte plus 5 Bonuspunkte
erreichbar

konkretes Arbeitsplatzangebot in Deutschland
(5 Punkte)

(voraussichtliche) Mitgliedschaftin jiidischen
Organisationen (10 Punkte)

vorhandenes und in Deutschland verfiigbares
Vermogen (5 Bonuspunkte)

Ermessenskorridor zur ganzheitlichen Betrach-
tung des Einzelfalles in Héhe von 5 Punkten

Von einer Hochstpunktezahl von 105 (plus 15 Bonus-
punkte) miissen mindestens 50 Punkte erreicht
werden, umn zu einer positiven Prognoseentschei-

dung zu kommen.

Evaluierungsgegenstand ist die Regelung gemas
Ziff. INT. 2b der AO des BMIvom 24.05.2007.



Durch Feststellung des Ist [ Sollzustandes ist die Ziel-
erreichung dieser Aufnahmevoraussetzung zu
uberprifen. Die IP dient unter Berticksichtigung
von Auswahl, Gewichtung und Bewertung der
Kriterien des Punktekataloges der Steuerung der
Zuwanderung. Anpassungsbedarf ergibt sich dort,
wo trotz guter Perspektiven fiir die Zuwanderer

fiir eine gelingende berufliche und gesellschaft-
liche Integration aufgrund des Punktekatalogs bzw.
dessen Gewichtung fiir bestimmte Fallgruppen
eine negative Integrationsprognose zu stellen ist.

Das BAMF fiihrte als ersten Schritt die Auswertung
von insgesamt 136 Bescheiden mit negativer (75
Félle) oder positiver IP (61Fille) durch. Hierbei
wurden auch die bereits eingereichten Klagen und
anhédngigen Gerichtsverfahren sowie die Antwort-
beitrdge und Erfahrungsberichte der Mitglieder des
GA berticksichtigt. Als zweiter Schritt erfolgte ein
Soll/Ist-Vergleich im Hinblick auf Ziel und Zweck des
Verfahrens und die zielgerichtete Umsetzung der
AOinder Praxis. In einem dritten Schritt wurden
die Ergebnisse der Analyse und Handlungsempfeh-
lungen bzw. -alternativen formuliert.

5.5.4.1 Auswertung der Bescheide des BAMF

(75 negative Integrationsprognosen)
Bei der Auswertung der Bescheide mit negativen
Integrationsprognosen ergaben sich folgende
Ergebnisse:

aa. Lebensalter:

13 Personen 15 Punkte
1Person 12 Punkte
1Person 11Punkte
1Person 10 Punkte
1Person 9 Punkte

3 Personen 7Punkte

2 Personen 6 Punkte
1Person 5 Punkte

2 Personen 4 Punkte

2 Personen 3 Punkte

2 Personen 1Punkt

46 Personen 0 Punkte

Im Ergebnis haben damit etwa 61% der Antragsteller
beim Lebensalter keine Punkte erreicht.

bb. Kinder:
Von den 75 Antragsstellern hatten

60 Personen keine minderjahrigen Kinder

15 Personen minderjahrige Kinder

Von den 46 Personen mit O Punkten beim Lebens-
alter wiesen 41 Personen auch 0 Punkte bei den
Kindern auf. Dies entspricht einer Quote von 89 %.
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Im Ergebnis haben von allen 75 Antragstellern 80 %
der Antragsteller keine Moglichkeit, iber minder-
jahrige Kinder Punkte zu erlangen.

cc. Verwandtschaft in Deutschland

Von den 75 Antragstellern hatten

48 Personen Verwandtschaft in Deuschland

27 Personen keine Verwandtschaft in Deuschland

Insgesamt hatten damit 64 % aller Antragsteller Ver-
wandtschaft in Deutschland.

Von den 46 Personen ohne Punkte beim Lebensalter

hatten 32 Personen Verwandtschaft in Deutschland.

Dies entspricht einer Quote von ca. 70%.

Von den 32 Personen ohne Punkte beim Lebensalter
aber mit Verwandtschaft in Deutschland haben

19 Personen die volle Punktzahl bei der beruflichen
Qualifikation erreicht. Dies entspricht einer Quote
von ca. 60%.

dd. Sprachkenntnisse

ee. Berufliche Qualifikation:

Von den 75 Antragstellern konnten nachweisen:

Hochschul-/Fachhochschulabschluss
oder begonnenes Studium oder

Berufsausbildung 52 Personen

Damit hatten etwa 69% aller Antragsteller einen
entsprechenden Abschluss bzw. Berufsausbildung.

Berufserfahrung 45 Personen

Damithatten etwa 60% aller Antragsteller Berufs-
erfahrung im erlernten Beruf.

Bonuspunkte fiir in Deutschland erworbene
Qualifikation oder hier Studierende .... 0 Personen

Punkte Giber Ehegatten (bei

25 ASvorhanden) 23 Personen

Von den insgesamt 75 Antragstellern hatten

24 Personen 0 Punkte bei berufl. Qualifikation

51Personen Punkte bei berufl. Qualifikation

Deutschkenntnisse
74 Personen Al
1Person B1

Fremdsprachenkenntnisse

Von diesen 24 Personen haben 5 Personen Punkte
uber ihre nichtjidischen Ehegatten erhalten.

ff. Sonstige Kriterien

Von den 75 Antragstellern konnten nachweisen:

Arbeitsplatzangebot in Deutschland 2 Personen 3%*

(vorauss.) Mitgliedschaft/Tatigkeit in

o/ ¥
judischer Organisation LRI L)

75 Personen ohne

Vermdgen in Deutschland 1Person 1,5%*

0 Personen mit

Im Ergebnis hatten 98% aller Antragsteller nur A 1-
Kenntnisse und 100% aller Antragsteller keine
Fremdsprachenkenntnisse.
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*Dies entspricht einer prozentuellen Quote aller Antragsteller.

gg. Ermessen

Das Ausiiben von Ermessen hitte in keinem Fall zu
einem positiven Ergebnis gefiihrt.



5.5.4.2 Auswertung der Bescheide des BAMF
(61 positive Integrationsprognosen)

Bei der Auswertung der Bescheide mit positiven
Integrationsprognosen ergaben sich folgende
Ergebnisse:

aa.Lebensalter:

14 Personen 0 Punkte
1Person 1Punkt
1Person 2 Punkte

3 Personen 4 Punkte
1Person 5 Punkte

5Personen 6 Punkte

4 Personen 8 Punkte

2 Personen 9 Punkte
1Person 10 Punkte

5 Personen 11 Punkte

2 Personen 12 Punkte

2 Personen 13 Punkte

2 Personen 14 Punkte

18 Personen 15 Punkte

Im Ergebnis haben damit etwa 23% der Antragsteller
beim Lebensalter keine Punkte erreicht.

bb. Kinder

Von den 61 Antragstellern hatten

30 Personen minderjahrige Kinder

keine oder

31Personen keine minderjdhrigen Kinder

Beiden 30 Personen mit minderjahrigen Kindern
wurde in 4 Fillen die Mindestpunktzahl auch ohne
dasKind erreicht. In 12 Fdllen wurde die Mindest-

punktzahl Giber die Kinder, in 5 Fillen tiber die
Kinder und mit Ermessen, in 7 Fdllen mit Kindern
und (vorauss.) Mitgliedschaft/Tatigkeit in einer ju-
dischen Gemeinde, in 2 Fillen mit Kindern und
Ermessen und (vorauss.) Mitgliedschaft/Tatigkeit in
einer jidischen Gemeinde/Organisation erreicht.

cc. Verwandtschaft in Deutschland

Von den 61 Antragstellern hatten:

38 Personen Verwandtschaftin Deuschland

23 Personen keine Verwandtschaft in Deuschland

Damit hatten ca. 62% dieser Antragsteller Verwandt-
schaftin Deutschland.

dd. Sprachkenntnisse

Deutschkenntnisse

46 Personen Al

15 Personen besser

Im Ergebnis hatten etwa 25% aller Antragsteller
mit positiver Integrationsprognose bessere Sprach-
kenntnisse.

Fremdsprachenkenntnisse

48 Personen ohne

13 Personen mit

Im Ergebnis hatten etwa 22% aller Antragsteller mit
positiver Integrationsprognose Fremdsprachen-
kenntnisse.
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ee. Berufliche Qualifikation
Von den 61 Antragstellern konnten nachweisen:

Hochschul-/Fachhochschulabschluss
oder begonnenes Studium oder

Berufsausbildung 58 Personen

Berufserfahrung 48 Personen

Bonuspunkte fiir in Deutschland
erworbene Qualifikationen oder hier

Studierende 1Person

ff. Sonstige Kriterien

Von den 61 Antragstellern konnten nachweisen:

Arbeitsplatzangebot in Deutschland 5 Personen

(vorauss.) Mitgliedschaft/Tatigkeitin

jiidischer Gemeinschaft 30 Personen

Vermdgen in Deutschland 0 Personen

Im Ergebnis hatten 8 % aller Antragsteller mit einer
positiven Integrationsprognose ein Arbeitsplatzan-
gebot in Deutschland.

Im Ergebnis ist bei 50 % der Antragsteller mit
positiver Integrationsprognose ein Engagementin
der judischen Gemeinde zu erwarten.

gg. Ermessen

Anhebung des Ergebnisses
um 5 Punkte

14 Personen
Im Ergebnis wurde bei 23 % aller Antragsteller mit
positiver Integrationsprognose Ermessen zuguns-
ten der Antragsteller ausgetibt.

9 Antragsteller, bei denen Ermessen ausgetibt wurde,
hatten 0 Punkte beim Alter. Bei 8 dieser Antrag-
steller wurde zusétzlich auch noch die voraussicht-
liche Mitgliedschaft/Tétigkeit in einer jiidischen
Gemeinde bejaht.

5.5.4.3 Fazit der Auswertung der Bescheide des BAMF
aa.

Etwa 55% der Antragsteller insgesamt erreichen die
zu einer positiven IP geforderten 50 Punkte nicht;
dabei betrdgt die Quote bei den unter 31-jahrigen
42%,beiden 31bis 44-jahrigen 35 % und bei den tiber
44-jahrigen 76 %.
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Dadie Evaluierung ergeben hat, dass die Spitzen der
ablehnenden Entscheidungen bei den unter
31-jadhrigen und den tiber 44-jahrigen liegen, wurden
diese Gruppen im Folgenden in den Mittelpunkt der
weiteren Betrachtung gestellt.

bb.

Altere Antragsteller mit 0 Punkten beim Lebensalter
(ab45Jahre)

Bei Personen ab 45 Jahren ergab sich bei Bezugset-
zung zu der beruflichen Qualifikation folgendes Bild:

Antragsteller mit 0 Punkten fiir Lebensalter und
negativer Integrationsprognose

Von den 46 Personen mit 0 Punkten beim Lebens-
alter haben 30 Personen 30 Punkte bei der beruf-
lichen Qualifikation erreicht. Das entspricht einer
Quote von etwa 65 %.

Von den 30 Personen mit 0 Punkten beim Lebens-
alter aber 30 Punkten bei der beruflichen Quali-
fikation waren 12 Personen ohne Ehegatten und
18 Personen mit Ehegatten.

Von den 18 Personen mit Ehegatten haben in 15
Fallen auch die Ehegatten die volle Punktzahl bei
der beruflichen Qualifikation erreicht.

Von den 30 Personen mit O Punkten beim Lebens-
alter aber voller Punktzahl bei der Qualifikation
sind geboren:

1945-1949 14 Personen
1950-1959 12 Personen
1960-1962 4 Personen

Antragsteller mit 0 Punkten fiir Lebensalter und
positiver Integrationsprognose

Von den 14 Antragstellern mit 0 Punkten beim
Lebensalter hatten alle die volle Punktzahl bei der
beruflichen Qualifikation.

Von diesen 14 Personen konnte man bei 12 Per-
sonen eine voraussichtliche Mitarbeit in einer
judischen Gemeinde erwarten, also +10 Punkte.

Bei 9 dieser 14 Personen wurde Ermessen mit
+ 5 Punkten ausgeiibt (ansonsten waren die 50
Punkte nicht erreicht worden).

Bei 3 Personen mit 0 Punkten beim Lebensalter
konnten 2 Personen tiber Sprachkenntnisse die



erforderliche Punktzahl erreichen und die
3. Person Uiber Sprachkenntnisse, mj. Kinder und
Ermessen.

12 der 14 Personen mit O Punkten beim Lebensalter
hatten auch Verwandtschaft in Deutschland.

Bei4 der 14 Personen wirkten sich auch minder-
jahrige Kinder aus.

Von den 14 Personen mit 0 Punkten beim Lebens-
alter sind geboren

1945-1949 6 Personen
1953-1957 6 Personen
1960 1Person

Betrachtung aller Integrationsprognosen der
alteren Antragsteller

Altere Antragsteller wiesen bei der beruflichen Quali-
fikation haufig die Hochstpunktzahl auf. Von den
insgesamt ausgewerteten 60 IP der dlteren Antrag-
steller erreichten mit 44 Personen etwa 74 % die volle
Punktzahl bei der beruflichen Qualifikation. Wiirde
die Qualifikation der Ehegatten ebenfalls mit der
Hochstpunktzahl zu Buche schlagen kénnen, wiirde
die IPin der Mehrzahl der Félle dlterer Antragsteller
positiv ausfallen. Die Mehrzahl der dlteren Antrag-
steller kann nicht oder nicht mehr tiber minderjihrige
Kinder Punkte erzielen. Die Mehrzahl der &lteren
Antragsteller hat Verwandtschaftin Deutschland.

Im Ergebnis haben wegen der geforderten Mindest-
punktzahl von 50 Punkten dltere Antragsteller
innahezu allen Féallen nur dann eine Chance auf
Aufnahme alsjiidische Zuwanderer, wenn
Verwandtschaft in Deutschland vorhanden ist und
daneben eine voraussichtliche Mitarbeit in einer
judischen Gemeinde in Deutschland angenommen
und der Ermessenskorridor genutzt wird .

CC.

Jingere Antragsteller mit den maximal erreichbaren
15 Punkten beim Lebensalter (30 Jahre und jinger)

Beijiingeren Personen mit maximalen Lebensalter-
punkten ergab sich bei Bezugsetzung zu der beruf-
lichen Qualifikation folgendes Bild:

Antragsteller mit Héchstpunktzahl beim Lebens-
alter und negativer Integrationsprognose

Von den 13 Personen mit 15 Punkten beim Lebens-
alter haben 5 Personen 0 Punkte bei der beruf-
lichen Qualifikation. Das entspricht 39 %.

Antragsteller mit H6chstpunktzahl beim Lebens-
alter und positiver Integrationsprognose

Bei den 18 Personen mit 15 Punkten hatten 3 der
Antragsteller Kinder.

4 Antragsteller konnten allein tiber den Berufs-
abschluss und Sprachkenntnisse die 50 Punkte-
Grenze erreichen.

4 Antragsteller konnten die 50 Punkte Giber den
Berufsabschluss, die Berufserfahrung und Sprach-
kenntnisse erreichen.

2 Antragsteller, denen die Berufserfahrung fehlte,
kamen tiber die berufliche Qualifikation des
Ehegatten und Verwandtschaft in Deutschland
auf 50 Punkte.

1Antragsteller, der keine Punkte bei der beruf-
lichen Qualifikation aufwies, kam tiber Kinder
und berufliche Qualifikation des Ehegatten auf 50
Punkte.

1 Antragsteller, der bei der beruflichen Qualifika-
tion nur 25 Punkte aufwies, kam tiber Verwandt-
schaftin Deutschland und (vorauss.) Mitarbeit/
Mitgliedschaft in einer jidischen Gemeinde auf
50 Punkte.

1Antragsteller, der noch im Studium ist, kam tGiber
Fremdsprachenkenntnisse, Verwandtschaftin
Deutschland, (vorauss.) Mitarbeit/Mitgliedschaft
in einer judischen Gemeinde und Ermessen auf 50
Punkte.

1Antragsteller, der nur 10 Punkte bei der Berufs-
erfahrung aufwies, kam tiber die berufliche
Qualifikation des Ehegatten und die (vorauss.) Mit-
gliedschaft/Tatigkeitin einer jiidischen Gemeinde
auf 50 Punkte.

1Antragsteller, bei dem ebenfalls die Berufs-
erfahrung fehlte, kam tiber den Berufsabschluss,
Verwandtschaft in Deutschland und vorauss.
Mitgliedschaft/Tétigkeitin einer jiidischen Ge-
meinde auf die 50 Punkte.

1Antragsteller, ebenfalls ohne Berufserfahrung,
erreichte mit Berufsabschluss, Fremdsprachen-
kenntnissen und Ermessen 50 Punkte.

2 Antragsteller hatten die H6chstpunktzahl
bei der beruflichen Qualifikation und Verwandt-
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schaftin Deutschland, so dass hieriiber die 50
Punkte erreicht wurden.

Betrachtung aller Integrationsprognosen der
jungeren Antragsteller

Bei den insgesamt ausgewerteten Integrations-
prognosen der 31 jiingeren Antragsteller (15
Punkte) erreichten mit 18 Personen etwa 58 % eine
positive Integrationsprognose.

Von den jiingeren Antragstellern insgesamt
wiesen 6 Personen 0 Punkte bei der beruflichen
Qualifikation auf, was einer Quote von ca.19%
entspricht.

Auch die jiingeren Antragsteller haben in den
meisten Féllen nur dann eine Chance, die
geforderte Mindestpunktzahl von 50 Punkten zu
erlangen, wenn weitere Faktoren wie Kinder und
Verwandtschaftin Deutschland hinzukommen
oder/und die voraussichtliche Mitgliedschaft/
Tatigkeit in einer judischen Gemeinde in Deutsch-
land angenommen werden kann sowie der
Ermessenskorridor genutzt wird.

5.5.4.4 Auswertung der Gerichtsentscheidungen

1. Instanz (VG Ansbach) und Petitionen
Es sind bisher etwa 50 Klagen mit steigender Ten-
denz wegen einer negativen IP anhéngig.
Am 23.04.2009 war ein Verfahren zur miindlichen
Verhandlung vor dem VG Ansbach terminiert,
in dessen Rahmen die erkennende Kammer
deutlich macht, dass bei allen Aufnahmeantrégen,
dieim Zeitraum zwischen dem 01.07.2001 und
31.12.2004 gestellt worden sind, eine Verletzung
des Gleichheitssatzes deshalb gegeben sein
konnte, weil in anderen vergleichbaren (Uber-
gangs-) Fillen iber den Antrag nach MaB3gabe der
damals geltenden Regelungen vor dem 01.01.2005
entschieden wurde. In der miindlichen Ver-
handlung hat das VG Ansbach ausgefihrt, dass
esvoraussichtlich nicht von einem Versto3 gegen
Art. 3 GG ausgehen wird. Das Urteil liegt noch
nichtvor.

Zu der Problematik der Erstellung einer IP wurden
auch zwei Eingaben an den Petitionsausschuss

des Deutschen Bundestages gerichtet. Es handelt sich
hier um Eingaben allgemeiner Art. Die Petenten
wenden sich gegen eine angebliche Nichtberticksich-
tigung von Kriterien bei der Erstellung der IP.
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5.5.4.5 Auswertung der Fragebégen der Mitglieder
des GA, der ZWST und der IKG Miinchen

aa.

Nach den bisherigen Erfahrungen des Bundesamtes
erreichen eine Vielzahl der Antragsteller die
erforderlichen 50 Punkte der Integrationsprognose
nicht. Darunter befinden sich Antragsteller, bei
denen auf Grund ihrer Ausbildung und ihres Alters
gute Chancen zur beruflichen Integration bestehen
wirden. Ein Grund fir das Scheitern liegt z. B.
darin, dass nur Beschéftigungszeiten im erlernten
Beruf anerkannt werden oder nur verbindliche
Mindestschulzeiten und Mindesthochschulzeiten
berticksichtigt werden.

Die Frage, ob eine Abkoppelung der Punktevergabe
von Beschéftigungszeiten im erlernten Beruf

hin zu Beschéftigungszeiten in anderen qualifizierten
Berufen, bzw. eine Punktevergabe bei nachgewie-
senem Schul- und Studienabschluss ohne Bertick-
sichtigung der Mindestschul- oder -studienzeiten er-
folgen soll, befiirworteten die Beteiligten (100%).

bb.

Die Begrenzung auf insgesamt 30 Punkte beim
Kriterium Qualifikation fiir Ehepaare ist problema-
tisch. So hat ein junges, gut ausgebildetes Ehepaar
mit jeweils fiir sich genommen 30 Punkten gute
berufliche Chancen zur Integration, kann aber ohne
Kinder und Verwandtschaft auch tiber das Lebens-
alter keine 50 Punkte erreichen.

Die Frage, ob ein Zuschlag fir den ebenfalls qualifi-
zierten Ehepartner gegeben werden sollte, bejahten
die Beteiligten (100%).

CC.

Fir die berufliche Qualifikation werden unabhén-
gig vom Alter bis zu 30 Punkte vergeben. Dies ist bei
Menschen mit weit fortgeschrittenem Lebensalter
trotz geringer Chancen auf eine Vermittlung

auf dem Arbeitsmarkt oft ausschlaggebend fiir eine
positive IP, obwohl eine berufliche Integration nicht
mehr maoglichist.

Die Frage, ob hier ein Abschlag bei nicht mehr Ver-
mittelbaren vorgenommen werden sollte, wurde
mehrheitlich befirwortet (89 %).



dd.

Eine Anhebung des Ermessenskorridors von 5 auf
10 Punkte kénnte nach bisheriger Erfahrung eine
qualifizierte Zuwanderung noch besser tiber
eine ganzheitliche Betrachtung des Einzelfalles
steuern. So konnte die Aufnahme von Personen,
deren Zuwanderung mit Blick auf die Integration
in die Aufnahmegesellschaft und die jidischen
Gemeinden winschenswert wére (z.B. jiingere
Familien oder Zuwanderer mit einem erlernten
Beruf, derin Deutschland zu den Mangelberufen
gehort, gefordert werden. Zudem koénnte der
Familienzusammenfiihrung noch mehr Rechnung
getragen werden.

Ein diesbeziiglicher Vorschlag wurde von den Be-
teiligten bejaht (100 %).

ee.

Der Vorschlag, die Sprachen der Nachfolgestaaten
der ehemaligen Sowjetunion als Fremdspra-
chenkenntnisse fir die IP anzuerkennen, wurde
mehrheitlich abgelehnt (67 %).

ff.

Im Rahmen der Mdglichkeit, weitere Hinweise zur
Integrationsprognose abzugeben, wurden folgende
Vorschldge unterbreitet:

Am Punktekatalog solle grundséitzlich festgehalten
werden. Eine ggf. erforderliche ,Nachjustierung*
solle tiber moderate Auslegungsanpassungen
einzelner Kriterien im Rahmen des Ermessens er-
folgen. Das eigentliche Ziel des Aufnahmever-
fahrens solle dabei als Richtschnur fiir derartige
Erwagungen dienen. D.h., die Zulassung
qualifizierter Personen bzw. Familien, denen gute
Chancen zur Integration aus der Gesamtschau
ihrer eingereichten Unterlagen unterstellt werden
konnen solle gefordert werden. Sollten sie dariiber
hinaus aus ,Mangelberufen® kommen, kénne

dies ein weiteres Kriterium sein, mehr Punkte zu
vergeben. Eine flexiblere Handhabung wird

in diesem Zusammenhang auch hinsichtlich des
Kriteriums ,Lebensalter” empfohlen (Beispiel:
Warum solle ein 48-jahriger Allgemeinmediziner
nicht Landarzt werde kénnen, eine Qualifikation,
die in bestimmten Gegenden Deutschlands
dringend benétigt werde). AuSerdem seien Kinder-
erziehungszeiten zu beruicksichtigen, auch wenn
diese zum Zeitpunkt der Antragstellung bereits
volljéhrig seien.

Das Fehlen einer Hartefallregelung in Ziff. INr. 2 b
AO konne dazu fuhren, dass den Antragstellern
die Familienzusammenfiihrung im Wege

der judischen Zuwanderung auf Dauer verwehrt
bliebe. Daher solle eine Hértefallregelung
geschaffen werden, die ein Absehen von der
Erstellung einer IP zulassen wiirde.

Die IP entspréache oft nicht der Realitdt und habe
somit wenig Aussagekraft. Der Erfolg der Integra-
tion hdnge von vielen verschiedenen Faktoren ab,
die in der IP nicht berticksichtigt seien.

5.5.4.6 Analyse der Auswertung durch Feststellung
des Soll/Ist-Zustandes im Hinblick auf die
Zielerreichung des Aufnahmeverfahrens

Die IP soll nach dem IMK-Beschluss vom 18.11.2005
eine Aussage daruber treffen, ob die jidischen
Zuwanderer in der Lage sein werden, ihren Lebens-
unterhalt in Deutschland selbst zu bestreiten. Das
familidre Umfeld wird dabei beriicksichtigt. Der
Punktekatalog dient als Bewertungsma@stab fir die
Erstellung der Integrationsprognose.

Grundsdtzlich stellt die IP nach dem Ergebnis der
Auswertung ein geeignetes Instrumentarium dar,
einem der Ziele des Aufnahmeverfahrens Jidische
Zuwanderung, ndmlich die jidischen Gemeinden
unter Berticksichtigung der Integrationsméglich-
keiten der Lander und Kommunen durch Steuerung
einer qualifizierten Zuwanderung zu stérken,
gerecht zu werden. Die hauptséchlich herangezo-
genen Kriterien, wie Alter, Qualifikation und
Sprache sind wesentlich fur eine Prognose, ob die
Integration in die jiidischen Gemeinden und in
die deutsche Gesellschaft gelingen wird. Fraglich
istaber, ob die Bewertung und Gewichtung der
Kriterien zugunsten einer optimierten Steuerung
der Zuwanderung gedndert werden soll.

Esfallt auf, dass die meisten negativen IP in der Alters-
gruppe der unter 30-jahrigen und der iiber

45 jahrigen erstellt werden. Sind es bei den jiingeren
Antragstellern 42%, so liegt die Quote mit negativer
IPbeiden dlteren Antragstellern bei 76 %. Bei

der Altersgruppe der 31-jahrigen bis 44-jahrigen
liegt dieser Wertbei ca. 35%. Obwohl die dlteren
Zuwanderungswilligen in den meisten Féllen die
volle Punktzahl (30) bei der beruflichen Qualifikation
erreichen (73%) und die jungen Antragsteller
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die Hochstpunktezahl fiir das Alter (15) ausschépfen
konnen, ist die Prognose negativ. Beide Alters-
gruppen benotigen daher, um die erforderliche Min-
destpunktezahl von 50 zu erlangen, sowohl zu-
satzliche Punkte insbesondere bei den Hauptkriterien
Alter und Qualifikation als auch Punkte iber das
familidre Umfeld und/oder die weiteren Kriterien wie
in Deutschland verfiigbares Vermdgen, voraussicht-
liche Mitarbeit in einer jidischen Gemeinde sowie

Ausiibung des Ermessens.

Die Zuwanderung dlterer Menschen sollte mit Blick
auf die Wirtschaft in Deutschland mit Bedacht
gesteuert werden, da diese Bevolkerungsgruppe auf
dem Arbeitsmarkt nur noch schwer vermittelbar
bzw. beruflich integrierbar ist. Dennoch sind
beidem in Deutschland zunehmend spiirbaren
Fachkréaftemangel durchaus auch gut ausgebildete
Arbeitnehmer, die dlter als 44 Jahre sind, in
~Mangelberufen® einsetzbar.

Die Zuwanderung lebensjiingerer Menschen ist
bereits aus demografischer Sicht wiinschens-
wert.

Erhohung der maximal erreichbaren Punktezahl
beim Lebensalter auf 20 Punkte, indem die
30-jahrigen und Jiingere 20 Punkte erhalten mit
einer Abstufung bis zu den 44-jahrigen, die 6
Punkte bekommen wiirden. Fiir 45 bis 49 jahrige
konnen Punkte (5-1 Punkte) nur dann vergeben
werden, wenn die Antragsteller qualifizierte
Berufe haben, fiir die die Wahrscheinlichkeit der
Vermittelbarkeit besteht.

Bislang konnten nur maximal 15 Punkte vergeben
werden, wobei ab 45 Jahre keine Punkte vergeben
wurden, ab 30 Jahre die Hochstpunktzahl erreicht
war. Mitdieser MaBnahme kénnten sowohl
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jungere wie dltere Zuwanderer eine hohere
Punktzahl erreichen.

Der bisher mafgebliche Zeitpunkt fiir die Bestim-
mung des Alters, ndmlich der Tag der Erstellung
der IP, sollte modifiziert werden. Angesichts der
Verfahrensdauer wird vorgeschlagen, bei der
Berechnung des Lebensalters auf den Zeitpunkt
der Antragstellung abzustellen.

Abkoppelung der Punktevergabe von Beschéf-
tigungszeiten im erlernten Beruf hin zu Beschéfti-
gungszeiten in qualifizierten Berufen allgemein.
Mit dieser MaBnahme kénnte vor allem jiingeren
Zuwanderern geholfen werden, die in der Regel die
Voraussetzung einer dreijahrigen Beschaftigungs-
zeitim erlernten Beruf nicht erfillen.

Aufhebung der Begrenzung der Punktezahl auf
30 Punkte beim Kriterium ,,Qualifikation® fiir
Ehepaare und Einfiihrung eines Zuschlages fir
einen ebenfalls qualifizierten Ehepartner.

Mit dieser MaBBnahme kénnte sowohl jiingeren
wie auch dlteren gut ausgebildeten Zuwanderern,
die ohne die Erfiillung weiterer Kriterien wie
Kinder und Verwandtschaft in Deutschland die
erforderlichen 50 Punkte einer positiven Inte-
grationsprognose nicht erreichen, eine héhere
Punktezahl ermdglicht werden.

Anhebung des Ermessenskorridors.

Durch eine Anhebung des Ermessenskorridors
konnte eine qualifizierte Zuwanderung effektiver
uber eine ganzheitliche Betrachtung des Einzel-
falles gesteuert werden. In Betracht kémen hier
die bereits angesprochenen Fallkonstellationen,
also Personen, deren Zuwanderung mit Blick

auf die Aufnahmegesellschaft und die jiidischen
Gemeinden winschenswert ware. Zudenken ist
hier an jungere Familien oder an Zuwanderer
mit Qualifikationen, die in Deutschland benétigt
werden. Eine entsprechende Anpassung wiirde
auch den humanitdren Charakter des Aufnahme-
verfahrens stiitzen, da damit dem gesteigerten
Bedirfnis der Familienzusammenfiihrung
Rechnung getragen werden konnte.



GemadB Ziff. IINr. 4 Satz 3 des IMK-Umlaufbeschlusses
vom 18.11.2005, umgesetzt in Ziff. Il Nr. 4 Satz 3 der
AO des BMIvom 24.05.2007, sind erneute Antrége bei
abgelaufener AZ eines Landes oder des Bundesamtes
ausgeschlossen.

Zu dieser Vorschrift sind weder Ubergangsrege-
lungen noch Offnungsklauseln oder Ausnahmere-
gelungen vorgesehen. Lediglich bei Antragen
innerhalb der Jahresfrist ist gemadB Ziff. II Nr. 4 Satz 1
und 2 der AO beim Vorliegen von triftigen Griinden
eine Verlangerung der AZ moglich.

Das bedeutet, dass das BAMF Antrdge in Féllen, in
denen bereits eine vor Jahren erteilte AZ nicht

in Anspruch genommen wurde, aus formalen Grin-
den ablehnen muss.

Evaluierungsgegenstand ist die Regelung gemans
Ziff. IINr.4 Satz 3 der AO des BMIvom 24.05.2007.
Die Neuregelung stellt hier gegeniiber der vor dem
01.01.2005 geltenden Regelung eine wesentliche
Anderung dar, da bis zu diesem Zeitpunkt

die Antrédge beliebig oft gestellt werden konnten.

Die ablehnenden Bescheide des BAMF fiihren nach
Auffassung der Betroffenen teilweise zu erheblichen
Harten. Es sind bereits mehrere Klagen und Petiti-
onen anhéngig, die jeweils die Zweitantragsproble-
matik zum Inhalt haben. Die Betroffenen wehren
sich insbesondere dagegen, dass

die IMK-Beschliisse von Ende 2005 Riickwirkung
auf die ab dem 01.07.2001 gestellten Antrédge
entfalten,

sie von den Botschaften dahingehend beraten wor-
den seien (damals zu Recht), sie kdnnten die

Frist der AZ bedenkenlos verstreichen lassen und
jederzeit einen neuen Antrag stellen.

Anpassungsbedarf ergdbe sich, wenn diese Vor-
schrift ohne Offnungsklausel, Ubergangsvorschriften

oder Ausnahmeregelungen den Zwecken des Aufnah-
meverfahrens zuwiderlduft bzw. Harten hervorbringt,
die mit der Zielsetzung nicht vereinbar wéren.

Das BAMF hat als unzuléssig abgelehnte Zweitan-
trdge, die eingereichten Klagen, die Petitionen und
die bereits ergangenen Gerichtsentscheidungen
sowie die Antwortbeitrdge und Erfahrungsberichte
der Mitglieder des GA ausgewertet. In einem
zweiten Schritt erfolgte ein Ist [ Soll-Vergleich. In
einem dritten Schritt wurden die Ergebnisse der
Analyse und Handlungsempfehlungen bzw. -alter-

nativen formuliert.

5.6.3.1 Auswertung der Bescheide des BAMF
Gesichtet und ausgewertet wurden ca. 250 Falle, in
denen ein unzuldssiger Zweitantrag nach einer
abgelaufenen AZ gestellt wurde. Die tatsdchliche
Gesamtzahl diirfte auf ca. 400 bis 500 Félle zu
beziffern sein.

Fallkonstellationen:

Folgende Fallkonstellationen sind in der Praxis bis-
her aufgetreten und zwar bezogen sowohl auf eine
Zweitantragstellung bis zum 31.12.2004 (UII - Zweit-
antrage) als auch auf eine Zweitantragstellung ab
01.01.2005 (Neu - Zweitantréage).

aa.

Fristablauf ist eingetreten, ohne dass der Antrag-
steller sich vor Ablauf der AZ um eine Verldngerung
bemuht hat

Im Rahmen der Zweitantragstellung werden triftige
Griinde fiir die Verfristung der AZ vorgetragen, z.B.
Pflege schwerkranker Angehdriger bis zu deren Tod,
eigene schwere Erkrankung, Heirat etc.

Teilweise werden diese Griinde lediglich behauptet,
teilweise werden arztliche Atteste, Sterbeurkunden
etc. als Nachweis vorgelegt.

Im Rahmen der Zweitantragstellung werden
Grunde fur die Verfristung genannt, die (noch)
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keinen triftigen Grund fiir die unterlassene Aus-
reise nachvollziehen lassen, z.B. Riickenschmerzen,
Abwarten des Trauerjahrs, Erledigung der For-
malitidten im Zusammenhang mit dem Tod eines
nahen Angehorigen u.a.

Im Rahmen der Zweitantragstellung werden keine
Grinde fiir die Verfristung der Zusage vorgetra-
gen, sondern, wenn iiberhaupt, lediglich auf das
Vertrauen in Bezug auf die Moglichkeit einer er-
neuten Antragstellung verwiesen.

bb.

Fristablaufist eingetreten, der Antragsteller hat sich
vor Ablauf der AZ um eine Verlangerung bemiiht.
Das Vorbringen im Rahmen der Zweitantragstellung
entspricht den Ausfithrungen zu aa.

Die AV hat nachweislich die Verlangerung nur
unter Hinweis auf die Méglichkeit einer Zweitan-
tragstellung mit einfachem Schreiben ohne
Rechtsmittelbelehrung abgelehnt.

Der Antragsteller behauptet, die AV habe ihn
anlédsslich seiner Vorsprache wegen Fristverlange-
rung mindlich auf die Moglichkeit einer Zweit-
antragstellung verwiesen und die Verldngerung
damitabgelehnt.

Der Antragsteller behauptet, er sei durch den Hin-
weis der AV auf die Moglichkeit einer Zweit-
antragstellung davon abgehalten worden, einen
Verlangerungsantrag zu stellen. Er habe dann

auf die Moglichkeit einer Zweitantragstellung ver-
traut.

Der Antragsteller behauptet, er habe rechtzeitig
einen Verldngerungsantrag gestellt. Zum Teil
istdies auch belegt. Er sei von der AV dann auf

die Moéglichkeit einer neuen Antragstellung
verwiesen worden. Wenn nun ein Zweitantrag un-
zuléssig sei, habe die AV iber den seinerzeit
rechtzeitig gestellten Verldngerungsantrag noch
zu entscheiden.

Bisherige Entscheidungspraxis:

Das BAMF hat in seiner Entscheidungspraxis aus-
nahmslos alle nach Ablauf einer Aufnahmezusage
erneut gestellten Antrage gemap Ziff. IT Nr. 4 Satz 3
der AO als unzuldssig abgelehnt.

Im Hinblick auf die dabei vorgetragenen Harten hat
das BAMF ab 15.10. 2008 zunéachst keine Zweitan-
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trdge mehr entschieden und das BMI entsprechend
unterrichtet. Mit Erlass vom 09.01.2009 hat das
BMIum Beibehaltung dieser Praxis bis zum Vor-
liegen der Ergebnisse der Evaluierung und
Beschlussfassung des Beirats Jiidische Zuwande-
rung zu dieser Problematik gebeten.

5.6.3.2 Auswertung der beim VG Ansbach anhdngigen
Gerichtsverfahren und der Petitionen zu
Zweitantragen

Beim Verwaltungsgericht (VG) Ansbach sind bei der 5.
und der 19. Kammer derzeit insgesamt 33 Verfahren
mit Zweitantragsproblematik zu UII- und Neufillen
anhéngig. In einigen dieser Verfahren liegen zugleich
auch Erstantrage nachgeborener minderjahriger
antragsberechtigter Kinder vor.

In drei weiteren Verfahren wurde zwischenzeitlich
die Klage zuriickgenommen, nachdem ablehnende
Prozesskostenhilfe (PKH)-Beschliisse der 5.

Kammer vorausgegangen waren. Ein Beschluss
vom 31.10.2008 betraf einen Neufall und kann
exemplarisch fiir die Haltung der 5. Kammer zu
Neu-Zweitantrdgen herangezogen werden. Das

VG hat in seiner Begriindung ausgefiihrt, dass der
Vortrag des Antragstellers, er habe wegen seines
Gesundheitszustands nicht ausreisen konnen, nicht
nachgewiesen worden sei. Au3erdem habe der
Antragsteller seinerzeit keinen Verlangerungsan-
trag gestellt. AuBerdem wiirde selbst dann, wenn
seine Behauptungen zutréfen, die AO des BMI

vom 24.05.2007 fur solche Félle keine Ausnahme
vorsehen und die alte Rechtsgrundlage habe zum
Zeitpunkt der Antragstellung nicht mehr bestanden.

Bei Neu- Zweitantrdgen wird die 5. Kammer daher
voraussichtlich die Ablehnungsbescheide des BAMF
bestétigen.

In einem weiteren Verfahren betreffend einen UII-
Zweitantrag hat die 5. Kammer PKH mit Beschluss vom
26.01.2009 bewilligt. Griinde, warum die AZ seinerzeit
nicht genutzt worden war, lieBen sich der Akte zum
Entscheidungszeitpunkt nicht entnehmen. Auch
hatten die Antragsteller seinerzeit keinen Verlange-
rungsantrag gestellt.



Das VG Ansbach hat die Erfolgsaussichten der Klage,
wie oben erwdahnt, bereits vor Begriindung durch
die Antragsteller bejaht und zur Begriindung unter
Berufung auf die Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichtes darauf verwiesen, dass
sie sowohl bei Erstantrégen als auch bei Zweit-
antrdgen, die im Zeitraum zwischen dem 01.07.2001
und 31.12. 2004 gestellt worden sind, also in allen
Ull-Fillen, eine Berufung der Antragsteller

auf den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz des Art.
3 GG sieht, also darauf, dass bei vergleichbaren
rechtlichen wie tatsdchlichen Voraussetzungen
auch in gleicher Weise entschieden werden muss.
Zu dieser Rechtsproblematik hat das VG Ansbach im
Rahmen einer Klage gegen eine negative IP

am 23.04. 2009 einen Verhandlungstermin ange-
setzt (vgl. Punkt5.5.4.4 des Berichtes). Das BAMF
wurde vom VG im Rahmen der Zweitantrags-
problematik um eine Stellungnahme zu dieser
Rechtsansicht gebeten. Dem VG wurde in Ab-
stimmung mit dem BMI mitgeteilt, dass auch nach
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
Stichtagsregelungen, die iiblicherweise Harten

mit sich bringen, zuléssig sind, wenn sich die Wahl
des Zeitpunktes am gegebenen Sachverhalt orien-
tiert und somit sachlich vertretbar ist. Gleichzeitig
wurde mitgeteilt, dass zu dieser Problematik eine
Evaluierung des Verfahrens vorgesehen ist.

Weitere Entscheidungen des Verwaltungsgerichts
Ansbach liegen bis heute nicht vor.

Das VG Ansbach wurde mit Schreiben vom 20.01.09
dariiber informiert, dass das BAMF Entscheidungen
uber Zweitantrage einstweilen zurtickgestellt hat und
die fur das erste Halbjahr 2009 anstehende Evalu-
ierung abwarten wird. Gleichzeitig wurde das VG
Ansbach gebeten, die anhdngigen Klagen zu Zweitan-
trédgen im Hinblick auf diese Entwicklung einstweilen
nichtzu terminieren bzw. ruhen zu lassen.

5.6.3.3 Auswertung der Fragebdégen der Mitglieder

des GA, der ZWST und der IKG Miinchen
Die Frage, ob bei der Zweitantragsproblematik
durch Ubergangsregelungen, Offnungsklauseln
bzw. Ausnahmeregelungen bei Ziff. I Nr. 4

Satz 3 der AO Abhilfe geschaffen werden sollte, wurde
bejaht (100%).

Zu der Art der Abhilfe wurden folgende Vorschlidge
gemacht:

Neuregelung der Zweitantragsproblematik sei
wiinschenswert, da nicht ausgeschlossen werden
konne, dass Antragsteller eine rechtzeitige
Nutzung ihrer AZ aufgrund einer Beratung der
AV entsprechend der fritheren Rechtslage
unterlassen haben (wonach Neuantrége jederzeit
moglich waren). Vorgeschlagen wird eine
Ubergangsregelung mit Ausschlussfrist, die einen
Zweitantrag, aber nicht Drittantrag u.s.w. erlaubt.

Eine Losung solle sich an den Fallkonstellationen
orientieren, um den gréotmoglichen Teil der
Klagen entbehrlich zu machen.

Zweitantrage seien generell zuzulassen.

Ausnahmen sollten immer dann zuléssig sein,
wenn es sich um Umstédnde handelt, die der
Antragsteller nicht selbst zu vertreten habe, so z.B.
bei einer falschen Beratung durch die Auslands-
vertretung oder nachgewiesene Krankheit des
Antragstellers oder eines Familienangehoérigen.

Zweitantrége sollten dann zuléssig sein, wenn die
Aufnahmezusage vor dem 01.01.2005 erteilt wurde;
im Falle einer entsprechenden Anderung der
Aufnahmeregelung sollte den Personen, deren
Antrdge aufgrund von Ziff. I Nr. 4 Satz 3 AO bereits
abgelehnt wurden, die Méglichkeit gegeben
werden, einen Wiederaufnahmeantrag zu stellen.

Eine Ausnahmeregelung sollte nur bei Opfern
nationalsozialistischer Verfolgung oder bei nach-
weislicher Beratung durch die AV, dass jederzeit
ein weiterer Antrag gestellt werden kénne,
moglich sein.

5.6.3.4 Analyse der Auswertung durch Feststellung
des Soll/Ist-Zustandes im Hinblick auf die
Zielerreichung des Aufnahmeverfahrens

Tatsachlich stellt die Neuregelung gegentiber der
vor dem 01.01.2005 geltenden Regelung eine wesent-
liche Einschrdnkung dar. Bis zu diesem Zeit-

punkt konnten die Antrdge beliebig oft gestellt
werden. Teilweise wurden die Antragsteller von den
Auslandsvertretungen offenbar beraten, dass

eine Neuantragstellung nach Ablauf der Jahresfrist

25



moglich sei und miissen nun, nach der Neuregelung,
die Ablehnung ihrer erneuten Antrdge hinnehmen.

Unter den Betroffenen befinden sich u.a. Opfer
nationalsozialistischer Verfolgung sowie Familien-
mitglieder, die im Rahmen der Familienzusam-
menfiihrung in die Bundesrepublik Deutschland
zuwandern wollen und z.B. wegen Pflege von inzwi-
schen verstorbenen Angehorigen im Herkunftsland
erstjetzt ausreisen konnen, allerdings versdumt
haben, rechtzeitig Fristverldngerung zu beantragen
bzw. dahingehend beraten worden sind, dass sie
einen erneuten Antrag stellen diirfen.

Die ablehnenden Bescheide fiihren teilweise zu
Hérten, die vorgetragenen Griinde konnten aber auf
Grund der eindeutigen Regelung bisher nicht
berticksichtigt werden. Die Entscheidungspraxis steht
damit im Widerspruch zu der Ma3gabe, die Verfahren
derjiudischen Zuwanderer im Hinblick auf die

groBe historische Verantwortung Deutschlands zur
Forderung des Wiederaufbaus jiidischen Lebens
und Starkung der jiidischen Gemeinden in Deutsch-
land, humanitar und wohlwollend zu entscheiden.

Fur die Anpassung der AO des BMI in diesem Punkt
sprache, dass zumindest keine Riickwirkung auf

im Zeitraum vom 01.07.2001 bis zum 31.12.2004
gestellte Antrage im Hinblick auf deren Zuléssigkeit
entfaltet wiirde. Diese Regelung verstdt offenbar
héufig gegen das Rechtsempfinden der Antrags-
steller, die von den Botschaften im

Hinblick auf die Moglichkeit, weitere Antréage
stellen zu konnen (damals richtig) entsprechend
beraten wurden, z.T. seit Jahren auf ihre Entschei-
dung warten und nun ausnahmslos von jeglicher
Bearbeitung ihres unzuldssigen Zweitantrags
ausgeschlossen sind.

Zulassung aller Zweitantrage bis zu einem festzu-
legenden Stichtag. Fir eine generelle Zulassung
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ohne Priifung triftiger Griinde, wie beispielsweise
der Vortrag, dass die Botschaften die Auskunft
gegeben hétten, dass jederzeit neue Antrage
gestellt werden konnten und z.T. Fristverldnge-
rungsantrage deshalb nicht bearbeitet worden
seien, aber Fristverldngerungsgriinde vorgelegen
hétten, die nunmehr zu priifen seien, spricht,
dass sich die von den Antragstellern aufgestellten
Behauptungen nur noch zum Teil nach Aktenlage
verifizieren lassen. Bei einer Differenzierung

der Zulassigkeit nach triftigen Griinden wére

das BAMF in etlichen Féllen gezwungen, durch
intensive Einschaltung der AV den damaligen
Sachverhalt aufzukldren und die erforderlichen
Nachweise einzuholen, was eine weitere erheb-
liche Zeitverzégerung zur Konsequenz hitte.

Als Stichtag fiir die generelle Zulédssigkeit von
Zweitantrdgen konnte der 01.01.2005 festgesetzt
werden, da zu diesem Zeitpunkt das HumHAG
und damit die entsprechende Anwendung

der Kontingentfliichtlingseigenschaft entfallen
ist. Somit wére ein sachlicher Grund gegeben,
die ab Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes
gestellten (Neu)-Zweitantrdge nach der neuen
Rechtslage (einschlieflich der Ziff. II Nr. 4 Satz

3) zu entscheiden. Demgegentiber wére eine
generelle Zuldssigkeit fiir die bis zu diesem
Zeitpunkt gestellten Zweitantrdage gegeben; die
Ausschlussregelung der Ziff. II Nr. 4 Satz 3 der AO
des BMI wiirde somit fiir Ull-Zweitantriage nicht
greifen.

Denkbar wiére auch ein spéaterer Zeitpunkt als
Stichtag, wie beispielsweise der 24.05.2007
(Inkrafttreten der AO des BMI) oder Ende 2007,
da auch beiin diesem Zeitraum gestellten Neu-
Zweitantragen in Einzelfillen Harten auftreten
bzw. die Antragsteller erst mit einer Anschrei-
beaktion im Jahr 2007 iiber die neue Rechtslage
informiert werden konnten. Nach Auskunft des
AAistnichtauszuschlie3en, dass die Botschaften
bis zum Bekanntwerden der AO die Antragsteller
auf die Moglichkeit einer weiteren Antragstel-
lung, wie dies im Altverfahren vorgesehen war,
hingewiesen haben.



GemaB Ziff. INT. 2 a des IMK-Umlaufbeschlusses vom
18.11.2005, umgesetzt in Ziff. I Nr. 2 a der AO des BMI
vom 24.05.2007, koénnen als jiidische Zuwanderer
nur Personen aufgenommen werden, die nach
staatlichen, vor 1990 ausgestellten Personen-
standsurkunden selbst jiidischer Nationalitét sind
oder von mindestens einem jiidischen Elternteil
abstammen. In Anlehnung an das deutsche Perso-
nenstandsrecht sind Personenstandsurkunden im
engeren Sinn Geburts-, Abstammungs-, Heirats-
oder Sterbeurkunden.

Bereits Anfang der 90er Jahre war in den Auslands-
vertretungen, die fiir die Antragsannahme zustdndig
waren, festgestellt worden, dass eine erhebliche Zahl
von gefdlschten oder inhaltlich falschen Urkunden
bei der Beantragung vorgelegt wurden.

Daher war im Teilrunderlass des Auswértigen Amtes
vom 25. Mérz 1997 festgelegt worden, dass grund-
satzlich nur Personenstandsurkunden aus der
Zeitvor1990 (d.h. vor dem Zerfall der Sowjetunion)
akzeptiert werden sollten. Urkunden aus dieser
Zeithaben nach den Erfahrungen des Auswaértigen
Amtes ein wesentlich geringeres Filschungsrisiko
als Urkunden aus der Zeit danach.

Der Nachweis muss liickenlos vorliegen und ist nur
dann erfolgreich gefiihrt, wenn er, bei fehlendem
Eintrag in der eigenen Personenstandsurkunde,

mit der Personenstandsurkunde eines Elternteils ge-
fuhrtwerden kann. Ein Nachweis tiber einen
GroBelternteil reicht nicht aus.

Evaluierungsgegenstand ist die Regelung gem. Ziff. I
Nr.2 ader AO des BMIvom 24.05.2007. Durch Fest-
stellung des Ist | Sollzustandes ist die Zielerreichung
dieser Aufnahmevoraussetzung zu tiberpriifen.

5.7.3.1 Auswertung der Bescheide des BAMF

Diese Aufnahmevoraussetzung bereitetin der
Praxis der Bescheiderstellung des BAMF grof3e Pro-
bleme. Etwa 50% der Antragsteller erfiillen die
Voraussetzung nicht. Folgende Fallkonstellationen
sind bisher aufgetreten:

Vorlage von Personenstandsurkunden im engeren
Sinnistnicht méglich; es wird glaubhaft
vorgebracht, dass solche Dokumente verloren
gegangen sind oder vernichtet wurden,

Personen, die nach 1989 geboren wurden, haben
naturgemadf keine fiir sie vor 1990 ausgestellten
Urkunden und haben z.T. erhebliche Probleme,
die Urkunden der Eltern vorlegen zu kénnen,

Vorlage von Personenstandsurkunden im engeren
Sinn, die zwar vor 1990 aber ohne Eintrag der
Nationalitdt ausgestellt wurden (im Zeitraum von
ca.1923-1945 wurde die Nationalitat regelmaBig
nicht eingetragen),

Vorlage lediglich weiterer Urkunden, wie Sold-
biicher, Armeeausweise etc.,

Vorlage von neueren Gerichtsentscheidungen
aus dem Herkunftsland, die die jidische Abstam-
mung der Antragsteller beweisen sollen.

In der Sitzung des GA vom 08.05.2008 wurde bereits
festgelegt, dass entsprechend der Regelungen des
Teilrunderlasses des AA vom 25.03.1997 (TRE 97)
auch weitere Urkunden wie Armeeausweise, Sold-
und Hausbucher ergdnzend herangezogen werden
konnen. Auch Nationalitdtendnderungen, die durch
entsprechende Dokumente wie Entscheidungen
von Gerichten oder amtlicher Stellen belegt werden,
konnen demnach als Urkunden herangezogen

werden.

Beider Priifung der Dokumente sind die Mitarbeiter
des BAMF auf die im Rahmen der Amtshilfe
vorgenommene Priifung der vorgelegten Unter-

lagen durch die Mitarbeiter in den Botschaften
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angewiesen, da u.a. nur dort die Originalunterlagen
vorgelegen haben.

5.7.3.2 Auswertung der beim VG Ansbach anhéan-
gigen Gerichtsverfahren

Beim VG Ansbach sind derzeit 14 Verfahren zur Ur-

kundsproblematik anhéngig. Davon sind zwei

Klagen verfristet erhoben, in zwei weiteren Fillen

liegt des weiteren eine negative IP vor. Entschei-

dungen sind noch nicht erfolgt.

5.7.3.3 Auswertung der Fragebégen der Mitglieder
des GA, der ZWST und der IKG Miinchen

Die Reaktion auf die Frage, ob die Nachweisvoraus-

setzungen der jiidischen Abstammung modifiziert

werden sollten, war unterschiedlich. So sprachen sich

vier Teilnehmer fiir eine Modifizierung aus (44 %),

zwei Teilnehmer waren gegen eine Modifizierung

(22%), drei Teilnehmer gaben hierzu kein Votum

ab (33%).

Als Grund gegen eine Modifizierung wurde vorge-
tragen, in der ehemaligen Sowjetunion sei die
judische Minderheit eine soziologisch und kulturell
definierte fest umrissene Bevélkerungsgruppe
gewesen, die von den sowjetischen Behérden ebenso
wie andere Minderheiten als ,Nation“ bezeichnet
worden sei. Das Personenstands- und Passrecht hitte
eine eindeutige Zuordnung zu einer Nation
vorgesehen. Soweit Aufnahmebewerber vortriigen,
sie hatten ihre judische Nationalitét aus Furcht vor
Diskriminierung verschwiegen, handele es sich in
Kenntnis der Verhéltnisse in der ehemaligen Sowjet-
union in der Regel um reine Schutzbehauptungen.
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Eine Modifizierung kénnte nach Meinung der Befiir-
worter wie folgt aussehen:

Es sollte klar definiert werden, welche Urkunden
hilfsweise herangezogen werden kénnten
(Hausbiicher, Gerichtsurteile auf Feststellung der
judischen Volkszugehérigkeit,

der Nachweis sollte auch tiber Eltern und GroB-
eltern erfolgen diirfen,

fir die nach dem Jahr 1990 Geborenen sollte eine
ausdriickliche Ausnahmeregelung ergehen.

5.7.3.4 Analyse der Auswertung durch Feststellung
des Soll/Ist-Zustandes im Hinblick auf die
Zielerreichung des Aufnahmeverfahrens

Im Ergebnis der Evaluierung ist das Meinungsbild hin-
sichtlich der Notwendigkeit des Nachweises der
judischen Abstammung mit vor 1990 ausgestellten
staatlichen Personenstandsurkunden uneinheitlich.

Dennoch bedarf die Frage, wie der Nachweis der ju-
dischen Nationalitdt bzw. Abstammung von
mindestens einem jiidischen Elternteil gefiihrt wer-
den kann, der abschlieBenden Kldrung. Viele
Antragsteller konnen die Voraussetzungen der Ziff. I
Nr. 2 a AO, wonach hierfiir nur staatliche Personen-
standsurkunden (Geburts-, Abstammungs-, Heirats-
und Sterbeurkunden) anerkannt werden, die vor
1990 ausgestellt sind, nicht erfiillen. Sie konnen
entweder tiberhaupt keine Personenstandsurkunden
im engeren Sinne vorlegen oder aber alte Personen-
standsurkunden aus der Zeit, in der die Nationalitit
nicht eingetragen wurde oder nur solche, die nicht
vor 1990 ausgestellt sind.



Ergebnisse, die moglicherweise nicht dem Zweck
des Aufnahmeverfahrens entsprechen, treten aus
Sicht des BAMF insbesondere dann auf, wenn alle
anderen Aufnahmevoraussetzungen vorliegen
und die Aufnahmezusage nur daran scheitert, dass
der Antragsteller keine geeignete Urkunde von

vor 1990 vorlegen kann, die Griinde dafiir jedoch
glaubhaft sind.

Grundsatzlich sollte eine alte, vor 1990 ausgestellte
Personenstandsurkunde vorgelegt werden, aus
der sich die jidische Nationalitédt des Antragstellers
durch weitere Nachweise der Verwandschaft
ableiten l&sst (,Ankerurkunde®). Bei hinreichender
Glaubhaftmachung fiir die fehlende Vorlagemdog-
lichkeit alter Urkunden kénnen ergdnzend neuere
Urkunden in einer Gesamtschau berticksichtigt
werden. Der Grundsatz, dass der Nachweis der ju-
dischen Abstammung von den GroBeltern allein
nichtausreicht, bleibt davon unberiihrt.

Esistnotwendig abschlieBend zu kldren, welche
Urkunden neueren Datums fiir den Nachweis
der judischen Abstammung der Antragsteller er-
génzend herangezogen werden kdénnen.

Das Verfahren bei der Priifung des Urkundsnach-
weises sollte so gestaltet werden, dass Doppel-
arbeit von Auslandsvertretungen, BAMF und den
judischen Organisationen vermieden wird.



Zur Evaluierung wurden Bescheide des Bundesamtes
fir Migration und Fliichtlinge (BAMF) zu negativen
und positiven Integrationsprognosen (IP) sowie zu
Zweitantragen ausgewertet.

Die Fragestellungen, die sich nach etwa einem Jahr
Bescheidpraxis schwerpunktmaéBig ergaben,
wurden in Fragebdgen formuliert und an die Mit-
glieder des Geschéftsfithrenden Ausschusses

(GA), an die Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in
Deutschland (ZWST) sowie auf deren Wunsch an die
Israelitische Kultusgemeinde in Miinchen und
Oberbayern (IKG Miinchen) gesandt. Die Auswertung
der ausgefiillten Fragebdgen floss vollinhaltlich

in die Evaluierung ein. Bei den Fragestellungen zu
den Schwerpunkten der Evaluierung, IP und Zweit-
antragsproblematik, ergab sich ganz iberwiegend
eine Ubereinstimmung der Antwortbeitrige der
Beteiligten. Abweichende MeinungsduBerungen
ergaben sich insbesondere bei der Fragestellung
zum Nachweis der jidischen Nationalitét. Bei den
Handlungsempfehlungen wurden die mehrheitlich
geduBlerten Antwortbeitrdge beriicksichtigt,
abweichende Meinungen aber jeweils im Bericht
dargestellt.

Des weiteren fand die Rechtsprechung des VG Ans-
bach bzw. die bisherige Korrespondenz mit dem
Gericht sowie das Klagevorbringen der Antrag-
steller Berticksichtigung. Eine Tendenz war bereits
insoweit ersichtlich, als das VG Ansbach bei
Ubergangsfallen II (U I1) méglicherweise den Gleich-
heitsgrundsatz des Art. 3 GG dadurch verletzt sah,
dass zwischen dem 01.07.2001 und dem 31.12.2004
gestellte Antrége z.T. noch nach altem Recht
entschieden wurden, z.T. jetzt nach neuem Recht
entschieden werden. Daraus hétte sich im
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Folgenden die Problematik ergeben kénnen, dass
die Riickwirkung auf UlI-Félle der vom Beirat
Jidische Zuwanderung mitgetragenen Anordnung
des BMIvom 24.05.2007, welche den Umlaufbe-
schluss der Stdndigen Konferenz der Innenminister
und -senatoren vom 18. November 2005 umsetzt,
géanzlich von der Rechtsprechung als gegen den
Gleichheitsgrundsatz verstoBend angesehen
worden wére. In der miindlichen Verhandlung vom
23.04.2009 brachte das VG Ansbach jedoch zum
Ausdruck, dass es voraussichtlich nicht von einem
Versto3 gegen Art. 3 GG ausgehen werde. Das Urteil
liegt noch nichtvor.

Zu den Schwerpunkten der Evaluierung ergeben
sich unter Berticksichtigung des vorbenannten zur
Verfiigung stehenden Auswertungsmaterials bzw.
der -ergebnisse folgende Handlungsempfehlungen.

Grundsatzlich ist die Erstellung einer Integrations-
prognose mit Hilfe eines Punktekatalogs nach den
bisherigen Erkenntnissen ein mégliches Instru-
mentarium, um eine qualifizierte Zuwanderung zu

steuern.

Es hat sich gezeigt, dass der Punktekatalog bzw. die
Gewichtung und Bewertung der Kriterien
optimierbar sind. Dabei soll die fiir eine Aufnahme-
zusage erforderliche Gesamtpunktezahl von

50 Punkten nach tiiberwiegender Meinung der an
der Evaluierung Beteiligten nicht verdndert bzw.



abgesenkt werden. Mehrheitlich wird aber das Erfor-
dernis gesehen, die Bewertung und Gewichtung der
Punkte zu verdndern bzw. das Ermessen des BAMF
anzuheben, um noch gezielter die Zuwanderung
derjenigen Personen zu steuern, die voraussichtlich
diejidischen Gemeinden und die deutsche Gesell-
schaftverstarken und bereichern wiirden.

Die Evaluierung zeigt, dass die meisten negativen
Integrationsprognosen in der Altersgruppe

der unter 31-jahrigen und der iiber 45-jdhrigen trotz
Ausschopfung des Ermessensspielraums erstellt
werden. Die Griinde hierfiir sind insbesondere darin
zu sehen, dass bei unter 31-jahrigen die Punkte-
vergabe fiir das Lebensalter auf 15 beschranktist, die
Qualifikation und Berufserfahrung im erlernten
Beruf des 6fteren noch nicht ausreicht und weitere
Kriterien wie minderjahrige Kinder hdufig noch
fehlen. Bei iiber 45-jdhrigen sind keine Punkte fir
das Lebensalter moglich, so dass trotz hdufig guter
beruflicher Qualifikation und Berufserfahrung bei
Fehlen weiterer Kriterien keine positive Prognose
moglichist.

Die Zuwanderung jiingerer Personen ist aber bereits
aus demografischer Sicht erwiinscht; die Zuwande-
rung qualifizierter dlterer Personen zumindestim
Hinblick auf den zunehmenden Fachkraftemangel
in Deutschland. Die Altersgrenze nach oben

wadre allerdings dort zu setzen, wo eine berufliche
Integration nahezu ausgeschlossen erscheint.

6.2.2.1 Erhohungder maximal erreichbaren
Punktezahl fiir das Lebensalter auf 20
Punkte.

6.2.2.2 Erweiterung der Altersgrenze, bis zu der
Punkte vergeben werden, auf 49 Jahre, bei
Personen mit qualifizierten Berufen, fiir
die Bedarf besteht.

6.2.2.3 Abkoppelung der Punktevergabe von
Beschéftigungszeiten im erlernten Beruf
hin zu Beschéftigungszeiten in qualifi-
zierten Berufen.

6.2.2.4 Aufhebung der Begrenzung aufinsgesamt
30 Punkte beim Kriterium Qualifikation fiir
Ehepaare und Einfiihrung eines Zuschlages
fir einen ebenfalls qualifizierten
Ehepartner.

6.2.2.5 Anhebung des Ermessenskorridors von 5 auf
10 Punkte.

Zur Anpassung des Punktekatalogs miussten ledig-
lich die internen Arbeitspapiere des BAMF in Ab-
stimmung mit den Mitgliedern des GA bzw.

des Beirates Jidische Zuwanderung erganzt oder
konkretisiert werden.

Die durch die Anordnung des BMIvom 24.05.2007
umgesetzte Neuregelung stellt gegentiber der

bis zum Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes
geltenden entsprechenden Anwendung des
HumHAG eine (rickwirkende) wesentliche Ein-
schrankung dar. Nach der Altregelung konnten die
Antrédge beliebig oft gestellt werden. Die Antrag-
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steller wurden von den Auslandsvertretungen
teilweise entsprechend beraten und sehen sich nun
rickwirkend dieser Chance beraubt.

Das BAMF muss aufgrund der derzeitigen Rechts-
lage die Antrdge zwingend als unzuléssig ablehnen;
die ablehnenden Bescheide fiihren teilweise

zu erheblichen Harten. Ausnahme oder Hértefall-
regelungen sind bisher nicht vorgesehen. Die
Entscheidungspraxis steht damit im Widerspruch
zuden humanitédren Zielen des Aufnahmeverfah-
rens, insbesondere im Hinblick auf die gewiinschte
Familienzusammenfithrung und die bevorzugte
Behandlung von NS-Opfern.

Hier intervenieren Vertreter judischer Organisati-
onen und Gemeinden in Einzelfdllen. Das VG Ansbach
sieht moglicherweise den Gleichheitsgrundsatz

des Art. 3 GG durch die Ungleichbehandlung von im
Zeitraum zwischen 01.07.2001 und 31.12.2004
gestellten Antrégen verletzt.

Die an der Evaluierung Beteiligten sehen in der
(ruckwirkenden) Regelung der Ziff. II Nr. 4 Satz 3
der AO ohne Vorsehung von Ausnahme- oder Uber-
gangsregelungen einen Versto3 gegen die
humanitiren Ziele des Verfahrens und halten eine
Anpassung der AO in diesem Punkt fur erforderlich.

6.3.2.1 Zulassung aller Zweitantrége bis zu einem
festzulegenden Stichtag:
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6.3.2.2 Als Stichtag kdmen der 01.01.2005, der
24.05.2007 oder ein spéterer Zeitpunkt (Be-
kanntgabe der AO an den Auslandsver-
tretungen) in Betracht.

Zur Umsetzung misste die AO des BMIvom
24.05.2007 entsprechend einer im Beirat Jidische
Zuwanderung zu beschlieBenden Stichtags-
alternative angepasst werden. Dazu wére zuvor das
BMI zu bitten, das Benehmen mit den Ladndern
herzustellen.

Die Evaluierung ergab uneinheitliche Meinungen
im Rahmen der Fragebogenaktion zu dieser in der
Praxis groBBe Probleme hervorrufenden Voraus-
setzung. Wahrend im Ergebnis an der restriktiven
Handhabung dieser Aufnahmevoraussetzung unter
Hinweis auf das Falschungsrisiko festgehalten
werden soll, werden teilweise Modifizierungen,
angeregt. Es wird die Erforderlichkeit einer weitere
Konkretisierung der ergdnzend zum Nachweis der
judischen Abstammung oder Nationalitdt heran-
zuziehenden Urkunden gesehen, wenn glaubhaft
vorgetragen wird, dass eine Vorlage alter Personen-
standsurkunden nicht (mehr) moéglich ist. Mehrere



judische Gemeinden schlagen vor, die Halacha
anzuwenden. Das VG Ansbach hat die Hintergriinde

dieser Regelung bereits hinterfragt.

6.4.2.1 Grundsaitzlich sollte eine alte, vor 1990 aus-
gestellte Personenstandsurkunde vorgelegt
werden, aus der sich die judische Natio-
nalitdt des Antragstellers durch weitere
Nachweise der Verwandschaft ableiten
lasst (,Ankerurkunde®). Bei hinreichender
Glaubhaftmachung fiir die fehlende
Vorlagemdoglichkeit alter Urkunden kénnen
ergdnzend neuere Urkunden in einer
Gesamtschau berticksichtigt werden. Der
Grundsatz, dass der Nachweis der jidischen
Abstamnmung von den GroB3eltern allein
nicht ausreicht, bleibt davon unbertiihrt.

6.4.2.2 Esist notwendig abschlieBend zu klédren,
welche Urkunden neueren Datums fir
den Nachweis der jiidischen Abstammung
der Antragsteller ergdnzend herange-
zogen werden konnen.

6.4.2.3 Das Verfahren bei der Priifung des Urkunds-
nachweises sollte so gestaltet werden,
dass Doppelarbeit von Auslandsvertretungen,
BAMF und den judischen Organisationen
vermieden wird.

33



P EVALUIERUNGSBERICHT



EVALUIERUNGSBERICHT [l




Impressum

Herausgeber:

Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge
Abteilung 3 Integration

Referat Offentlichkeitsarbeit Integration,
Informationsmaterial, Internetportal Integration,
Biirgerservice

90343 Niirnberg

Verantwortlich: Katrin Hirseland

E-Mail: buerger@bamf.bund.de
Internet: www.integration-in-deutschland.de

Redaktion:
Referate Geschaftsstelle Beirat Jiildische Zuwanderung

und Aufnahmeverfahren Jidische Zuwanderung

Stand
25.Mai 2009

Layout und Gestaltung:

KonzeptQuartier ® GmbH

Diese Druckschrift wird im Rahmen der Bereitstellung von Informa-
tionsmaterial durch das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge
kostenlos herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von
Wahlbewerbern oder Wahlhelfern wahrend eines Wahlkampfes zum
Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt fiir Europa-,
Bundestags-, Landtags-, oder Kommunalwahlen. Missbrauchlich
istinsbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an
Informationsstdnden der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken
oder Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Werbemittel.
Untersagtist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahl-
werbung. Unabhéngig davon,wann, auf welchem Weg und in welcher
Anzahl diese Schrift dem Empfanger zugegangen ist, darf sie auch
ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl nichtin einer
Weise verwendet werden, die als Parteinahme der Bundesregierung zu
Gunsten einzelner politischer Gruppen verstanden werden kénnte.


mailto:buerger@bamf.bund.de
http://www.integration-in-deutschland.de

	Evaluierungsbericht - Aufnahmeverfahren für jüdische Zuwanderer aus der ehemaligen Sowjetunion 
	Inhalt 
	1. Einleitung
	1.1 Das Aufnahmeverfahren für jüdische Zuwanderer bis zum Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes
	1.2 Das Aufnahmeverfahren ab Inkrafttreten
des Zuwanderungsgesetzes
	1.3 Ziele des Aufnahmeverfahrens

	2. Voraussetzungen des neu geregelten Aufnahmeverfahrens für jüdische Zuwanderer
	3. Ablauf des neu geregelten Aufnahmeverfahrens für jüdische Zuwanderer
	3.1 Verfahrensablauf bei Übergangsfällen II (ÜII)
	3.2 Verfahrensablauf bei Neufällen

	4. Jüdische Zuwanderung nach  Deutschland 
	4.1 Einreisezahlen
	4.2 Antragszahlen beim BAMF
	4.3 Entscheidungszahlen beim BAMF (Stand 31.12.2008)
	4.4 Entscheidungszahlen zu den bis 31.12.2008 erstellten Integrationsprognosen für ÜII- und Neufälle
	4.5 Hauptherkunftsländer
	4.6 Altersstruktur der Antragsteller
	4.7 Ausbildung

	5. Evaluierung des neu geregelten Aufnahmeverfahrens für jüdische Zuwanderer
	5.1 Beschluss des Beirats vom 01.07.2008 zur Evaluierung des Aufnahmeverfahrens
	5.2 Ziel der Evaluierung des Aufnahmeverfahrens
	5.3 Maßnahmen im Rahmen der Evaluierung
	5.4 Fragestellungen nach einem Jahr Aufnahmeverfahren 
	5.5 Evaluierung der Integrationsprognose (IP) mit Punktekatalog
	5.5.1 Rechtsgrundlage
	5.5.2 Kriterien des Punktekatalogs
	5.5.3 Methodik der Evaluierung
	5.5.4 Auswertung
	5.5.5 Handlungsempfehlungen

	5.6 Evaluierung der Zweitantrags- problematik bei abgelaufenen Aufnahmezusagen (AZ)
	5.6.1 Rechtsgrundlage
	5.6.2 Methodik der Evaluierung
	5.6.3 Auswertung
	5.6.4 Handlungsempfehlungen

	5.7 Evaluierung der Nachweisprüfung der jüdischen Nationalität
	5.7.1 Rechtsgrundlage
	5.7.2 Methodik der Evaluierung
	5.7.3 Auswertung
	5.7.4 Handlungsempfehlungenen


	6. Zusammenfassung der wesentlichen
Ergebnisse und Handlungsempfehlungen
	6.1 Allgemeines zur Evaluierung des Aufnahmeverfahrens
	6.2 Integrationsprognose mit dem Punktekatalog
	6.2.1 Ergebnis
	6.2.2 Handlungsempfehlungen
	6.2.3 Umsetzung der Handlungsempfehlungen

	6.3 Zweitantragsproblematik bei abgelaufenen
Aufnahmezusagen
	6.3.1 Ergebnis
	6.3.2 Handlungsempfehlungen
	6.3.3 Umsetzung der Handlungsempfehlung

	6.4 Nachweis der jüdischen Nationalität
	6.4.1 Ergebnis
	6.4.2 Handlungsempfehlungen


	Impressum


